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A. Allgemeine Bestimmungen 

 
 

§ 1 
Firma, Sitz der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 

PAION AG. 
 
(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Aachen. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft ist die Forschung, Entwicklung, Pro-

duktion, der Vertrieb und das Marketing von pharmazeutischen und medizinischen Pro-
dukten.  

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die ihr zur Errei-

chung und Verwirklichung des Gegenstandes gemäß Absatz (1) notwendig und nützlich 
erscheinen. Sie kann hierzu insbesondere Niederlassungen im In- und Ausland errichten 
sowie Unternehmen gleicher oder ähnlicher Art gründen, erwerben oder sich an ihnen 
beteiligen, Teile ihres Geschäftsbetriebs auf Beteiligungsunternehmen einschließlich 
Gemeinschaftsunternehmen mit Dritten ausgliedern, Beteiligungen an Unternehmen 
veräußern, Unternehmensverträge abschließen und/oder sich auf die Verwaltung der 
Beteiligung(en) beschränken. 

 
 

§ 3 
Bekanntmachungen und Informationsübermittlung 

 
(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft im elektronischen Bundesanzeiger der Bun-

desrepublik Deutschland, sofern nicht gesetzlich die Bekanntmachung in einem anderen 
Publikationsorgan vorgeschrieben ist.  

 
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktionären mit deren Zustimmung Informationen im 

Wege der Datenfernübertragung, insbesondere per elektronischer Medien, zu übermit-
teln. 
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B. Grundkapital und Aktien 
 
 

§ 4 
Grundkapital 

 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 7.133.699,00 (in Worten: Euro sieben 

Millionen einhundertdreiunddreißigtausendsechshundertneunundneunzig). 
 
(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 7.133.699 Aktien ohne Nennbetrag (Stückaktien). 
 
(3)  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 26. Mai 2026 um bis zu EUR 35.668.496,00 einmalig 
oder mehrmals durch Ausgabe von bis zu 35.668.496 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021). 
 
Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können da-
bei nach § 186 Absatz 5 Aktiengesetz auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum 
Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, 
das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für eine oder mehrere 
Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2021 auszuschließen, 
 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 
 

b) soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Wandelschuldverschrei-
bungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend zusammen 
„Schuldverschreibungen“), die mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten ausgestattet sind und die von der Gesellschaft oder einer 
von ihr abhängigen oder in ihrem unmittelbaren bzw. mittelbaren Mehrheitsbesitz ste-
henden Gesellschaft ausgegeben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht auf neue, 
auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung 
von Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde; 
 

c) zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Ak-
tien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich im Sinne der 
§§ 203 Absätze 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz unterschreitet und der auf 
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die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 
ausgegebenen neuen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 
10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung überschreitet. Auf diese Begrenzung von 10 % des 
Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibun-
gen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben werden, sofern diese Schuld-
verschreibungen in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 
Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben wurden oder während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung ausgegeben werden. Gleiches gilt für weitere Aktien, die zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- 
oder Optionspflichten während der Laufzeit dieser Ermächtigung noch ausgegeben 
werden können, sofern diese Schuldverschreibungen in entsprechender Anwendung 
des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben wurden oder während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Auf 
die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind ferner diejenigen eigenen Aktien 
der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 Halb-
satz 2 in Verbindung mit § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz veräußert werden. Auf 
die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind zudem diejenigen Aktien anzu-
rechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage anderer Kapi-
talmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender 
Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz gegen Bareinlagen ausgegeben 
werden; 
 

d) wie dies erforderlich ist, um Aktien an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der 
Gesellschaft und/oder ihren verbundenen Unternehmen stehen oder standen, ausgeben 
zu können, wobei der auf die ausgegebenen neuen Aktien entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals insgesamt 5 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über diese Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung über-
schreiten darf. Auf die vorgenannte 5 %-Grenze sind auch eigene Aktien der Gesell-
schaft sowie Aktien der Gesellschaft aus bedingtem Kapital anzurechnen, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung an Mitarbeiter oder Geschäftsführungsorgane der 
Gesellschaft bzw. verbundener Unternehmen gewährt werden; 
 

e) zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen insbesondere – aber ohne Beschränkung 
hierauf – zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenstän-
den. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen 
Sacheinlagen ist insgesamt auf einen Betrag beschränkt, der 20 % des Grundkapitals 
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weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser 
Ermächtigung überschreitet.  
 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren In-
halt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 
Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 abzuändern. 

 
(4) Das Grundkapital wird um bis zu EUR 31.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

31.000.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung be-
dingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewäh-
rung von Aktien bei Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. bei der Er-
füllung von Wandlungs- oder Optionspflichten an die Inhaber bzw. Gläubiger von 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend 
gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
der Hauptversammlung vom 27. Mai 2021 ausgegeben worden sind. 

 
Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden Ermäch-
tigung jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitaler-
höhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldver-
schreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder in ihrem 
unmittelbaren bzw. mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des 
vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung ausgegeben bzw. ga-
rantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder 
soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesell-
schaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital 
oder durch andere Leistungen bedient werden. 
 
Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres, in dem sie durch Aus-
übung von Wandlungs- oder Optionsrechten, durch die Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionspflichten oder durch Gewährung anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 
entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hier-
von kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das im Zeit-
punkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wand-
lungs- oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags 
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noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Ka-
pitalerhöhung festzusetzen. 

 
(5) zur Zeit unbesetzt 

 
(6) zur Zeit unbesetzt  
 
(7) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um weitere bis zu EUR 676.626,00 durch Ausga-

be von insgesamt bis zu 676.626 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital 2010 I). Die Bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt werden, als die Inhaber von Optionsrechten, die im Rahmen des Aktienop-
tionsprogramms 2010 ausgegeben werden, von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen. 
Die neuen Aktien nehmen jeweils vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für 
das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptver-
sammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. Der Vorstand ist 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-
rung der Bedingten Kapitalerhöhung festzulegen. 

 
(8) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um weitere bis zu EUR 530.010,00 durch Ausga-

be von insgesamt bis zu 530.010 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital 2014). Die Bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt werden, als die Inhaber von Optionsrechten, die im Rahmen des Aktienop-
tionsprogramms 2014 ausgegeben werden, von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen. 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum 
Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung 
über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. Der Vorstand ist ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
Bedingten Kapitalerhöhung festzulegen. 

 
(9) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 702.672,00 durch Ausgabe von 

insgesamt bis zu 702.672 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2016). Die Bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt werden, als die Inhaber von Optionsrechten, die im Rahmen des Aktienoptions-
programms 2016 ausgegeben werden, von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum 
Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung 
über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. Der Vorstand ist ermäch-
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tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
Bedingten Kapitalerhöhung festzulegen. 

 
(10) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 806.250,00 durch Ausgabe von 

insgesamt bis zu 806.250 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2018 II). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt werden, als die Inhaber von Optionsrechten, die im Rahmen des Aktienoptions-
programms 2018 ausgegeben werden, von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum 
Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung 
über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. Der Vorstand ist ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzulegen. 

 
(11)   Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.200.000,00 durch Ausgabe von 

insgesamt bis zu 1.200.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2020). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt 
werden, als die Inhaber von Optionsrechten, die im Rahmen des unter Punkt 5 der Ta-
gesordnung der Hauptversammlung vom 27. Mai 2020 beschlossenen Aktienoptions-
programms 2020 ausgegeben werden, von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum 
Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung 
über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. Der Vorstand ist ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 4 Abs. 11 der 
Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2020 zu än-
dern. 

 
 

§ 5 
Aktien 

 
(1) Die Stückaktien lauten auf den Inhaber. 
 
(2) Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung dar-

über, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten 
sie auf den Inhaber. 

 
(3) Bei einer Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien ab-

weichend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 
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§ 6 
Form der Aktienurkunden, Ausschluss der Verbriefung 

 
(1) Die Form und den Inhalt der Aktienurkunden sowie etwaiger Gewinnanteils- und Er-

neuerungsscheine setzt der Vorstand fest. Das gleiche gilt für andere von der Gesell-
schaft ausgegebene Wertpapiere. 

 
(2) Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile sowie etwaiger Gewinnan-

teils- und Erneuerungsscheine ist ausgeschlossen, soweit seine Gewährung nicht nach 
den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktien zugelassen sind. 
Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die einzelne Aktien (Ein-
zelaktien) oder mehrere Aktien (Sammelaktien) verkörpern. 

 
C. Verfassung und Verwaltung der Gesellschaft 

 
§ 7 

Organe 
 
Organe der Gesellschaft sind: 
 
- der Vorstand, 
- der Aufsichtsrat und 
- die Hauptversammlung. 
 

I. Der Vorstand 
 
 

§ 8 
Zusammensetzung 

 
(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Person(en). Der Auf-

sichtsrat bestimmt die Zahl der Mitglieder des Vorstandes.  
 
(2) Der Aufsichtsrat kann ein Mitglied des Vorstandes zum Vorsitzenden bzw. Sprecher 

und eines zum stellvertretenden Vorsitzenden bzw. Sprecher des Vorstandes ernennen. 
Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden. 
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§ 9 

Beschlussfassung des Vorstands; Geschäftsordnung 
 
(1) Bei Abstimmungen im Vorstand entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen, sofern in der Geschäftsordnung für den Vorstand nichts Abweichendes gere-
gelt ist. Im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag; dies gilt nicht, wenn der Vorstand aus zwei Personen besteht. Er ist ferner ver-
antwortlich für die Einberufung der Sitzungen des Vorstands.  

 
(2) Der Vorstand kann sich mit Zustimmung des Aufsichtsrats selbst einstimmig eine Ge-

schäftsordnung geben, soweit der Aufsichtsrat nicht seinerseits von seinem entspre-
chenden Recht Gebrauch gemacht hat. Die vom Vorstand verabschiedete Geschäftsord-
nung bedarf der Genehmigung des Aufsichtsrats.  

 
 

§ 10 
Vertretung der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch ein Vorstandsmitglied allein, wenn 

nur ein Vorstandsmitglied bestellt ist, und, wenn der Vorstand aus mehreren Personen 
besteht, 
- durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam oder 
- durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen oder 
- durch ein Vorstandsmitglied allein, wenn ihm eine entsprechende Vertretungsbe-

fugnis durch den Aufsichtsrat erteilt wurde.  
 
(2) Der Aufsichtsrat kann einzelne oder sämtliche Mitglieder des Vorstands von dem 

Verbot der Mehrvertretung (§ 181 2. Alternative BGB) befreien, wobei § 112 AktG 
unberührt bleibt. 

 
 

§ 11 
Geschäftsführung 

 
(1) Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Er hat die Geschäfte 

nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen, der Satzung und der Geschäftsordnung 
für den Vorstand zu führen und die danach bestehenden Beschränkungen für den Um-
fang seiner Geschäftsführungsbefugnis einzuhalten. 
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(2) Die Geschäftsordnung für den Vorstand legt fest, welche Maßnahmen der Geschäftsfüh-

rung der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen.  
 
(3) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat laufend in dem durch das Gesetz festgelegten Um-

fang zu berichten. Weitergehende Berichtspflichten können im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen in der Geschäftsordnung für den Vorstand festgelegt werden. 

 
II.  Der Aufsichtsrat 

 
 

§ 12 
Zusammensetzung 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünf (5) Mitgliedern. 
 
(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäfts-
jahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, es sei denn im Bestellungsbeschluss 
wird eine kürzere Amtszeit festgelegt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 
wird nicht mitgerechnet. Wenn ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit 
ausscheidet, erfolgt die Wahl eines Nachfolgers für den Rest der Amtszeit des ausge-
schiedenen Aufsichtsratsmitglieds, sofern die Hauptversammlung keine längere Amts-
zeit beschließt. 

 
(3) Mitglied des Aufsichtsrats kann kein ehemaliges Vorstandsmitglied der Gesellschaft 

werden, wenn bereits zwei Aufsichtsratsmitglieder ehemalige Mitglieder des Vorstands 
sind. Aufsichtsratsmitglied kann nicht sein, wer dem Vorstand einer börsennotierten 
Gesellschaft angehört und bereits fünf Aufsichtsratsmandate in konzernexternen bör-
sennotierten Gesellschaften wahrnimmt oder Organ- oder Beratungsfunktionen bei we-
sentlichen Wettbewerbern des Unternehmens ausübt. Die gesetzlichen Vorschriften 
über Zusammensetzung und Qualifikation der Mitglieder des Aufsichtsrats bleiben un-
berührt. 

 
(4) Für alle Aufsichtsratsmitglieder können ein oder mehrere Ersatzmitglieder von der 

Hauptversammlung bestellt werden, die in der Reihenfolge ihrer Bestellung Mitglieder 
des Aufsichtsrats werden, sobald ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit 
aus dem Aufsichtsrat ausscheidet. Dies gilt nicht, sofern die Hauptversammlung vor 
dem Ausscheiden eines Aufsichtsratsmitglieds einen Nachfolger wählt. Das Amt des in 
den Aufsichtsrat nachgerückten Ersatzmitglieds erlischt mit Beendigung der Hauptver-
sammlung, in der ein Nachfolger für das ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied gewählt 
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wird, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmit-
glieds. 

 
(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt ohne wichtigen Grund durch eine an den 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats und den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung 
mit einer Frist von mindestens einem Monat niederlegen. Mit Zustimmung des Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats kann von der Einhaltung dieser Frist abgesehen werden. Aus 
wichtigem Grund kann die Niederlegung mit sofortiger Wirkung erfolgen. 

 
 

§ 13 
Vorsitz im Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden 

Vorsitzenden. Die Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stellvertreters entspricht, so-
weit bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, der Amtszeit als Mitglie-
der des Aufsichtsrats. 

 
(2) Ergibt sich bei der Wahl des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters in der ersten Ab-

stimmung keine einfache Stimmenmehrheit, so findet eine engere Wahl zwischen den-
jenigen beiden Bewerbern statt, welche die meisten Stimmen auf sich vereinigen. Ergibt 
sich beim zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so zählt die Stimme des an Lebensjah-
ren ältesten Mitglieds des Aufsichtsrats zweifach. 

 
(3) Das Ausscheiden des Vorsitzenden aus seinem Amt vor Ablauf der Amtszeit berührt die 

Fortdauer des Amtes des Stellvertreters nicht. Das gleiche gilt umgekehrt. Scheidet der 
Vorsitzende oder Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der 
Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl des Vorsitzenden oder des stellvertretenden 
Vorsitzenden für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 
(4) Der Vorsitzender des Aufsichtsrats – im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter – 

leitet die Sitzung des Aufsichtsrats und bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsge-
genstände sowie die Art der Abstimmung. Erklärungen des Aufsichtsrats und seiner 
Ausschüsse gibt der Vorsitzende – oder im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
– im Namen des Aufsichtsrats ab. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sind auch be-
rechtigt, für den Aufsichtsrat bestimmte Erklärungen entgegen zu nehmen.  
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§ 14 

Geschäftsordnung 
 
Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und dieser Satzung eine 
Geschäftsordnung geben. 
 
 

§ 15 
Sitzungen des Aufsichtsrats 

 
(1) Sitzungen des Aufsichtsrats sollen einmal im Kalendervierteljahr und müssen zweimal 

im Kalenderhalbjahr stattfinden. Im Übrigen hält er Sitzungen ab, so oft und so bald das 
Interesse der Gesellschaft es erfordert. 

 
(2) Die Einberufung der Sitzungen des Aufsichtsrats erfolgt durch den Vorsitzenden oder 

im Falle seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter. Die Einberufung kann schrift-
lich, per Telefax, fernmündlich oder per e-mail erfolgen. Die Einberufung hat mit einer 
Frist von vierzehn Tagen zu erfolgen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der 
Absendung der Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden 
Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen, wenn die Einberufung nachweislich alle 
Aufsichtsratsmitglieder erreicht hat. Der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung 
aufheben oder verlegen. 

 
(3) Mit der Einberufung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen. Beschlussan-

träge sind so rechtzeitig und in einer Form zu übersenden, dass eine schriftliche Stimm-
abgabe möglich ist.  

 
(4) Nach Ablauf der Einberufungsfrist vorgenommene Ergänzungen oder Änderungen der 

Tagesordnung sind nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats widerspricht. 
 
(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, min-

destens jedoch drei Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden oder des Stellvertreters, 
an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschluss-
fassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthält. Abwesende Auf-
sichtsratsmitglieder können an der Beschlussfassung des Aufsichtsrates dadurch teil-
nehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben über-
reichen lassen. 
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§ 16 

Beschlussfassung des Aufsichtsrats 
 
(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Zu Gegenstän-

den der Tagesordnung, die nicht mit der Einberufung mitgeteilt worden sind, können 
Beschlüsse nur dann gefasst werden, wenn kein Mitglied widerspricht. Abwesenden 
Mitgliedern ist in diesem Fall Gelegenheit zu geben, der Beschlussfassung innerhalb ei-
ner vom Vorsitzenden bestimmten, angemessenen Frist nachträglich zu widersprechen; 
der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Mitglied innerhalb der Frist 
widersprochen hat. 

 
(2) Außerhalb von Sitzungen sind schriftliche, fernmündliche oder Beschlussfassungen per 

Telefax oder E-Mail zulässig, wenn dies vom Vorsitzenden im Einzelfall bestimmt wird 
und mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen der Aufsichtsrat zu bestehen hat, 
an der Beschlussfassung teilnimmt. Beschlussfassungen sind auch durch Übermittlung 
von Stimmen auf verschiedenen zulässigen Kommunikationswegen sowie dadurch zu-
lässig, dass Stimmen teilweise in der Sitzung und teilweise auf anderen zulässigen 
Kommunikationswegen – auch nachträglich – durch abwesende Mitglieder abgegeben 
werden. Der Vorsitzende hat in jedem Fall eine angemessene Frist für die Stimmabgabe 
zu bestimmen. Ein Widerspruchsrecht von Aufsichtsratsmitgliedern gegen Anordnun-
gen des Vorsitzenden gemäß diesem § 16.2 besteht nicht. Außerhalb von Sitzungen ge-
fasste Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitglie-
dern des Aufsichtsrates zugeleitet. 

 
(3) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stim-

men, soweit nicht gesetzlich eine andere Mehrheit vorgeschrieben ist. Dies gilt auch für 
Wahlen. Enthaltungen gelten als Nein-Stimmen.  

 
 

§ 17 
Niederschrift über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats 

 
(1) Über Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsitzen-

de zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind der Ort und Tag der Sitzung, die Teil-
nehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen 
und die Beschlüsse des Aufsichtsrats anzugeben. Jedem Mitglied des Aufsichtsrats ist 
eine vom Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter un-
terzeichnete Abschrift der Sitzungsniederschrift zuzuleiten. 
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(2) Für Beschlüsse des Aufsichtsrats, die außerhalb von Sitzungen gefasst werden, gilt Ab-

satz (1) entsprechend mit der Maßgabe, dass in der Niederschrift auch die Art des Zu-
standekommens der gefassten Beschlüsse anzugeben ist. 

 
 

§ 18 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

 
(1) Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz, diese Satzung 

oder in sonstiger Weise zugewiesen werden. Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind nicht 
an Aufträge und Weisungen gebunden. 

 
(2) Der Aufsichtsrat kann dem Vorstand eine Geschäftsordnung geben, in der er für be-

stimmte Arten von Geschäften der Gesellschaft oder ihren Tochtergesellschaften, insbe-
sondere solche, die die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage der Gesellschaft oder ihre 
Risikoexposition grundlegend verändern, festlegt, dass sie seiner Zustimmung bedürfen. 
Gibt der Vorstand sich selbst eine Geschäftsordnung gemäß § 9 Absatz (2), darf der 
Aufsichtsrat dieser nur zustimmen, wenn sie einen Satz 1 entsprechenden Katalog zu-
stimmungspflichtiger Geschäfte enthält. Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat beschlie-
ßen, dass weitere Geschäfte seiner Zustimmung bedürfen.  

 
(3) Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, die nur die Fas-

sung betreffen. 
 
 

§ 19 
Ausschüsse 

 
(1) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und deren Befugnisse in der 

Geschäftsordnung festsetzen. Den Ausschüssen des Aufsichtsrats können auch - soweit 
gesetzlich zulässig - Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden (be-
schließende Ausschüsse). 

 
(2) Dem Aufsichtsrat ist über die Arbeit der Ausschüsse regelmäßig Bericht zu erstatten. 
 
(3) Für die innere Ordnung in den Ausschüssen gelten die §§ 15, 16, 17 entsprechend. 
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§ 20 

Vertraulichkeit 
 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt über 

vertrauliche Angaben und Geheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat 
bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren. Beabsichtigt ein Mitglied des Aufsichts-
rats Informationen an Dritte weiterzugeben, von denen nicht mit Sicherheit auszuschlie-
ßen ist, dass sie vertraulich sind oder Geheimnisse der Gesellschaft betreffen, so ist es 
verpflichtet, den Vorsitzenden vorher zu unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. 

 
(2) Ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder haben alle in ihrem Besitz befindlichen vertrau-

lichen Unterlagen der Gesellschaft an den Aufsichtsratsvorsitzenden oder seinen Stell-
vertreter zurückzugeben. 

 
 

§ 21 
Vergütung des Aufsichtsrats 

 
(1) Zusätzlich zur Erstattung seiner Auslagen erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats eine 

Vergütung von EUR 25.000 pro Geschäftsjahr. War ein Mitglied des Aufsichtsrats nicht 
das gesamte Geschäftsjahr als Aufsichtsratsmitglied für die Gesellschaft tätig, so besteht 
nur ein entsprechend anteiliger Vergütungsanspruch und zwar im Verhältnis der tat-
sächlichen Amtszeit zum gesamten Geschäftsjahr. Zusätzlich erhalten die Mitglieder 
des Aufsichtsrats EUR 1.000 für jede Aufsichtsratssitzung (Sitzungsgeld), an der sie 
persönlich teilnehmen, höchstens jedoch für fünf Sitzungen pro Geschäftsjahr. Der Vor-
sitzende erhält das Doppelte, sein Stellvertreter das 1,5-fache dieser Vergütungen. Für 
die Ausschussarbeit erhält der Vorsitzende eines Ausschusses EUR 7.000,00 pro Ge-
schäftsjahr, die übrigen Ausschussmitglieder erhalten jeweils EUR 1.000,00 pro Ge-
schäftsjahr. War ein Mitglied des Ausschusses nicht das gesamte Geschäftsjahr als Aus-
schussmitglied tätig, so besteht nur ein entsprechend anteiliger Vergütungsanspruch und 
zwar im Verhältnis der tatsächlichen Zeit als Ausschussmitglied zum gesamten Ge-
schäftsjahr. Die Vergütung ist jeweils quartalsweise nachträglich zahlbar. Die Regelun-
gen dieses Absatz 1, wie sie von der ordentlichen Hauptversammlung vom 25. Mai 
2022 beschlossen wurden, finden erstmals Anwendung für das am 1. Januar 2022 be-
gonnene Geschäftsjahr und mit Wirkung für den Zeitraum ab dem 1. Januar 2022. 

 
(2) Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats einen eventuell auf den Ausla-

genersatz bzw. die Aufsichtsratsvergütung entfallenden Mehrwertsteuerbetrag erstattet, 
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soweit sie berechtigt sind, der Gesellschaft die Umsatzsteuer gesondert in Rechnung zu 
stellen und dieses Recht ausüben.  

 
(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser 

in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für 
Organe und bestimmte Führungskräfte einbezogen, soweit eine solche besteht. Die 
Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft. 

 
 

III. Hauptversammlung 
 
 

§ 22 
Ort der Hauptversammlung 

 
Die Hauptversammlung der Gesellschaft findet statt am Sitz der Gesellschaft, in einer deut-
schen Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern oder an einem deutschen Börsenplatz. 
 
 

§ 23 
Einberufung der Hauptversammlung 

 
(1) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand und in den gesetzlich vorgesehenen Fällen 

vom Aufsichtsrat einberufen. 
 
(2) Die Hauptversammlung ist, sofern das Gesetz keine abweichende Frist vorsieht, min-

destens 30 Tage vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. Die Einberufungsfrist 
verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist (§ 24 Abs. 1). Für die Fristberechnung 
gilt die gesetzliche Regelung. 

 
 

§ 24 
Teilnahme an der Hauptversammlung 

 
(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimmrechts sind dieje-

nigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Versammlung angemeldet haben. Die 
Anmeldung muss der Gesellschaft oder einer sonst in der Einladung bezeichneten 
Stelle in Textform in deutscher oder englischer Sprache innerhalb der gesetzlichen 
Frist vor der Hauptversammlung zugehen. Der Vorstand ist ermächtigt, statt der ge-
setzlichen Frist eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorzusehen. 
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Die Aktionäre müssen des Weiteren die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Hierfür ist ein Nachweis 
des Anteilsbesitzes in Textform durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG 
erforderlich. Der Nachweis muss sich auf einen gemäß den gesetzlichen Vorgaben in 
der Einladung zu bestimmenden Zeitpunkt beziehen und der Gesellschaft oder einer der 
sonst in der Einladung bezeichneten Stellen innerhalb der gesetzlichen Frist vor der 
Hauptversammlung zugehen. Der Vorstand ist ermächtigt, statt der gesetzlichen Frist 
eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorzusehen.  

 
(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Soweit die Ertei-

lung der Vollmacht nicht dem Anwendungsbereich des § 135 AktG unterliegt, bedürfen 
die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-
genüber der Gesellschaft der Textform. Werden von der Gesellschaft benannte Stimm-
rechtsvertreter bevollmächtigt, kann in der Einberufung auch eine Erleichterung für die 
Vollmachtserteilung und ihren Widerruf bestimmt werden. Der Nachweis der Voll-
macht kann der Gesellschaft auf einem vom Vorstand näher zu bestimmenden Weg der 
elektronischen Kommunikation übermittelt werden. 

 
(3) Wenn dies in der Einberufung der Hauptversammlung angekündigt ist, kann der Ver-

sammlungsleiter die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertragung der Haupt-
versammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zulassen. 

 
(4) Wenn dies in der Einberufung der Hauptversammlung angekündigt ist, kann der Vor-

stand zulassen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit 
an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne 
ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben kön-
nen. 

 
(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der 

Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommuni-
kation abgeben dürfen (Briefwahl). 

 
(6) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptversammlung 

persönlich teilnehmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit am Ort der 
Hauptversammlung nicht möglich, weil es sich aus einem wichtigen Grund im Ausland 
aufhält oder aufgrund seines Wohnsitzes im Ausland erhebliche Reisen zum Ort der 
Hauptversammlung in Kauf nehmen müsste, so kann es an der Hauptversammlung auch 
im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen. 
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§ 25 

Stimmrecht 
 
In der Hauptversammlung gewährt jede Stückaktie eine Stimme. 
 
 

§ 26 
Leitung der Hauptversammlung 

 
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein 

anderes von ihm bestimmtes Aufsichtsratsmitglied. Ist weder der Vorsitzende noch ein 
von ihm hierfür bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied anwesend oder zur Leitung 
der Versammlung bereit, so wird der Versammlungsleiter durch den Aufsichtsrat ge-
wählt. Wenn eine Wahl nach dem vorstehenden Verfahren nicht zustande kommt, wird 
der Versammlungsvorsitzende von der Hauptversammlung gewählt. 

 
(2) Der Versammlungsleiter leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der Be-

ratungen sowie Art und Form der Abstimmung. Der Versammlungsleiter ist befugt, das 
Frage- und Rederecht von Aktionären zeitlich angemessen zu beschränken. Er ist insbe-
sondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs ei-
nen zeitlich angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für ein-
zelne Tagesordnungspunkte sowie für einzelne Rede- und Fragebeiträge angemessen 
festzusetzen.  

 
 

§ 27 
Beschlussfassung 

 
(1) Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des 
bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, falls nicht das Gesetz oder 
diese Satzung zwingend etwas anderes vorschreiben. Das Erfordernis der einfachen 
Mehrheit gilt auch – soweit gesetzlich zulässig – für Satzungsänderungen, Kapitalher-
aufsetzungen und Kapitalherabsetzungen. 

 
(2) Wird bei einer Wahl im ersten Wahlgang keine Mehrheit im Sinne von Absatz (1) er-

zielt, so findet ein zweiter Wahlgang statt, in dem der Bewerber gewählt ist, welcher die 
höchste Anzahl von Ja-Stimmen auf sich vereinigt. Ergibt sich im zweiten Wahlgang 
Stimmengleichheit zwischen den Bewerbern, so entscheidet das durch den Vorsitzenden 
zu ziehende Los. 
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D. Rechnungslegung und Gewinnverwendung 
 
 

§ 28 
Geschäftsjahr 

 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 29 
Rechnungslegung und Gewinnverwendung 

 
Der Vorstand hat alljährlich innerhalb der gesetzlichen Frist den Jahresabschluss, den Kon-
zernabschluss und die Lageberichte für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem 
Abschlussprüfer vorzulegen. Außerdem hat er diese Unterlagen zusammen mit dem Vor-
schlag, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will, 
dem Aufsichtsrat vorzulegen. 
 
 

E. Sonstiges 
 
 

§ 30 
Gründungsaufwand 

 
Die mit der Gründung der Gesellschaft und ihrer Eintragung im Handelsregister verbundenen 
Kosten und Abgaben (Notar, Handelsregister, Veröffentlichungen, Beratung und Sonstige) 
trägt die Gesellschaft. Dieser Gründungsaufwand wird auf einen Betrag von insgesamt 
EUR 5.000,00 geschätzt. 
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